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Plötzlichwaren es 290Millionen
mehr. Die Finanzkommission
des Nationalrats schloss gerade
die Vorbereitung der Budgetde-
batte ab, als die Eidgenössische
Steuerverwaltungvor einemMo-
nat Mehreinnahmen aus dem
KantonGenf für das Budget 2026
meldete. Doch nicht nur die ak-
tuelle Rechnung ist betroffen:
Über die Jahre hinweg erwartet
der Bund gar Mehreinnahmen
von über 3 Milliarden Franken
aus Genf.

Der Grund: Ein Softwarepro-
blem führte dazu, dass der Kan-
ton Genf über Jahre hinweg pro-
visorische Steuerrechnungen für
Unternehmen nicht vollständig
ausstellte. Der Ärger darüber ist
im Bundeshaus, wo seit letzter
Woche die Budgetdebatte läuft,
nicht verflogen.

Gelder werden in den
Schuldenabbau fliessen
«Der Vorgang ist ein Skan-
dal und hat die Budgetdebat-
te stark verzerrt», kritisiert Sa-
rah Wyss, SP-Nationalrätin und
bis vor kurzem Präsidentin der
Finanzkommission.Hätten Bun-
desrat und Parlament früher
von den Einnahmen gewusst,
wären aus ihrer Sicht einige
Sparmassnahmen «noch offen-
sichtlicher unnötig gewesen».
Gerade im öffentlichen Verkehr
oder im Gesundheitsbereich bei
der Prävention sei derzeit der
Rotstift angesetztworden.Da die
Budgetplanung derKommission
zum Zeitpunkt der Meldung je-
doch bereits abgeschlossenwar,
wird sowohl 2025 wie voraus-
sichtlich auch 2026 ein Gross-
teil der Gelder in den Schulden-
abbau fliessen.

Wyss hat dazu im Parlament
eine Frage eingereicht, in der sie
unter anderem wissen will, wie
der Bund solcheVorgänge künf-
tig verhindern will.

In Genf wehrt man sich ge-
gen denVorwurf, intransparent

gehandelt zu haben. Erst eine
Praxisänderung der Überwa-
chungsorgane des Bundes habe
dazu geführt, dass das Gen-
fer Vorgehen als nicht konform
eingestuft worden sei, heisst es
im Genfer Finanzdepartement.
Die Abteilung Aufsicht Kanto-
ne der Eidgenössischen Steu-
erverwaltung habe daraufhin
Gespräche mit dem Kanton auf-
genommen.

Die sprudelnden Steuereinnah-
men haben einen politisch bri-
santen Hintergrund: Stark ge-
stiegene Rohstoffpreise nach
Ausbruch des Kriegs in der
Ukraine bescherten den Gen-
fer Rohstoffhändlern riesige Ge-
winne. Bereits im Januar hatte
der Kanton deshalb unerwartete
Mehreinnahmen in Milliarden-
höhe gemeldet. Diesmal sorgt
das Geld jedoch nicht mehr für

freudige Verwunderung, son-
dern für ernste Kritik. Die Steu-
erverwaltung fand in ihrer Me-
dienmitteilung deutlicheWorte:
Das Vorgehen des Kantons Genf
«widerspricht der gesetzlichen
Vorgabe». Im Kanton Genf zeigt
man sich irritiert. Die Wortwahl
sei unangebracht,man habe sich
immer transparent verhalten.

Der Vorgang dürfte Konse-
quenzen über Genf hinaus ha-

ben.Die Eidgenössische Finanz-
kontrolle (EFK) bemängelt in
einemneuen Untersuchungsbe-
richt, dass derBund die kantona-
leAufsicht generell zuwenig kri-
tisch hinterfrage.

Gemäss der Eidgenössischen
SteuerverwaltungwerdenMass-
nahmen geprüft, umdieAufsicht
zu verbessern. Direkte Sank
tionen kann der Bund födera-
lismusbedingt jedoch nicht er-
greifen.

Das Problem ist nicht
auf Genf beschränkt
Laut EFK ist das Problem der
mangelndenÜberwachung nicht
auf Genf beschränkt. 2024 nahm
die Eidgenössische Steuerver-
waltung 30 Milliarden Franken
an direkter Bundessteuer ein.
Eingezogen wird diese von den
Kantonen.

Die EFK kritisiert unter an-
derem, dass sich die Aufsicht
zu wenig auf die grossen Kan-
tone konzentriert: Zürich, Genf,
Waadt, Zug und Basel-Stadt lie-
fern über die Hälfte der direkten
Bundessteuern ab.

Zudem sei es ineffizient und
nicht mehr zeitgemäss, dass der
Bund nur vor Ort Einblick in die
kantonalen Systeme zur Veran-
lagung erhalte. Für eine wirk
same Aufsicht brauche die Eid
genössische Steuerverwaltung
einen permanenten Zugriff auf
die Daten der Kantone. Beim
Bund sieht man das ähnlich:
Gemäss Steuerverwaltung böte
ein permanenter ZugriffVorteile.
Doch das sei ein politischer Ent-
scheid, heisst es.

Der Kanton Genf gibt an, er
passe seine IT an, um die Aus-
stellung provisorischer Steuer-
veranlagungen zu gewährleis-
ten. «DieseAnpassungenwerden
ab Anfang 2026 betriebsbereit
sein», schreibt das Finanzdepar-
tement. Die interne Revisions-
stelle des Kantons habe die Über-
wachung dieser Anpassungen
zudem freiwillig in ihre Kont
rollen aufgenommen.

Geldregen aus Genf sorgt für Finanzchaos
in Bundesbern: «Der Vorgang ist ein Skandal»
Von Mehreinnahmen überrascht Die Genfer Steuermillionen kamen erst, als die Budgetplanung 2026 fertig war.
SP-Nationalrätin SarahWyss sagt: «Einige Sparmassnahmen wären noch offensichtlicher unnötig gewesen.»

«Der Vorgang hat den Budgetprozess stark verzerrt», sagt die Basler SP-Nationalrätin Sarah Wyss. Foto: Matthias Spicher («20 Minuten»)

Stark gestiegene
Rohstoffpreise
nach Ausbruch
des Ukrainekriegs
bescherten den
Rohstoffhändlern
riesige Gewinne.

ZumerstenMal verklagt eine Re-
gierung gleich mehrere Herstel-
ler von «ultra-processed foods».
Die Beklagten neben den Mega-
konzernen Nestlé und Post Hol-
dings: Coca-Cola und Konkur-
rent Pepsico, die Kraft Heinz
Company, bekannt für Ketchup
und Saucen; Mondelez Inter-
national (Naschzeug wie Oreo-
Kekse); Kellogg’s (Frühstücks-
müesli); Conagra Brands (un-
ter anderem dasWurststäbchen
Slim Jim); General Mills (Fertig
essen, Backmischungen) und
Mars (Schoggiriegel).

Also: hoch verarbeitete Le-
bensmittel wie Tiefkühlburger
auf Softbrötchen aus Plastikver-
packung mit Ketchup, herun-
tergespült mit Softdrinks. Da-
nach Gummibärchen und Kar-
toffelchips und Schoggi; später
zu Strängen gepresste Salami,
Abendessenbausatz aus dem

Gefrierschrank, vor dem Ein-
schlafen und nach dem Aufwa-
chen gezuckerte Haferflocken in
Schoggimilch. Junkfood gilt vie-
len Amerikanern als völlig ak-
zeptable Nahrung für einen Tag.
Das ist der Kern der Klage: Es
geht nicht darum, dass auch nur
ein Produkt verboten wird. Der
Vorwurf vielmehr: Die Beklagten
hätten gewusst, dass stark verar-
beitete Lebensmittel grosseMen-
gen an Zucker, Salz oderFett ent-
halten; dazu Emulgatoren, Farb-,
Aroma- und andere Zusatzstoffe.
Sie hätten von denGefahren und
Risiken durch zu starkenKonsum
(Krebs, Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen, Diabetes) gewusst – die
teils süchtigmachenden Produk-
te dennoch heftig als Musst-du-
haben-Zeug beworben.

Die Klage erinnert bewusst
an jene in den 1990er-Jahren
gegen die Tabakindustrie. Diese

stimmte schliesslich einer aus-
sergerichtlichen Einigung und
Entschädigungen in Höhe von
205 Milliarden Dollar zu; bis-
lang haben US-Bundesstaaten
davon 183Milliarden bekommen.
Seitdem sind dortWerbung und
Marketing stark reglementiert,
hauptsächlich jene, die sich an
Jugendliche richten.

Es ist «wie beim Tabak»
«Wie die Tabakindustrie damals
wissen die Beklagten heute, dass
ihre Produkte die Leute krank
machen; es ist Nahrung, die es
nicht in der Natur gibt», sagte
Staatsanwalt David Chiu an ei-
ner Pressekonferenz. Seine Mut-
ter habe ihn einst mit der Chips-
Sorte Pringles zurTeilnahme am
Schwimmunterricht bewegt: «Ich
liebe sie noch heute. Ich weiss
aber, dass sie so designtwurden,
dass sie süchtig machen.»

Die Pointe des Vergleichs: Dem
Tabakkonzern Philip Morris ge-
hörte in den 1980er- und 1990er-
Jahren, was nun als Mondelez
International und Kraft Heinz
Company verklagt wird. «Wie
bei Tabak müssen die Leute mit
den Konsequenzen leben», sagt
Chiu. 70 Prozent der Lebensmit-
tel in den USA gelten als «ultra-
processed». Nicht alle sind so
schädlich wie die von Chiu prä-
sentierten Chips mit Käsestaub

oder Mikrowellen-Sandwichs.
«Das Problem ist die Vermark-
tung, die dazu führt, dass das
Kind im Supermarkt unbedingt
will, was ihm als toll angeprie-
senworden ist», sagt Chiu.Also:
statt Cowboy in der Zigaretten-
reklame Hippies auf einer Wie-
se, die davon singen, der ganzen
Welt eine Cola kaufen zuwollen.

Regulierung vonWerbung
Chiu weiss, dass das linkslibe-
ral regierte San Francisco mit
der Klage in puncto stark verar-
beiteter Lebensmittel die glei-
che Haltung hat wie das von
Robert F. Kennedy Jr. geleitete
«MakeAmerica HealthyAgain»-
Gesundheitsministerium. «Auch
eine kaputte Uhr liegt zweimal
am Tag richtig», sagt er dazu.
Das Ziel der Klage ist die Regu-
lierung von Werbung und Mar-
keting sowie die Entschädigung.

Das hat Experten zufolge Chan-
cen auf Erfolg, weil es nicht um
Produkte selbst geht.

DieHandelsorganisation Con-
sumer Brands Association, die
die meisten Beklagten vertritt,
schreibt in ihrer Replik auf die
Klage, dass es keine allgemein-
gültige wissenschaftliche Defi-
nition gebe, was «ultra-proces-
sed food» sei.

Zumindest dieWerbung kann
man ändern, wie Coca-Cola in
San Francisco bewiesen hat. Seit
1937 – kurz nach der Eröffnung
der Bay Bridge – teilte an der
Brücke ein riesiges Reklame-
schild den Leuten 83 Jahre lang
mit, dass man nun Brause ge-
niessen solle. 2020 wurde es
abmontiert – Begründung von
Coca-Cola: «Fokus auf digitale
Plattformen».

Jürgen Schmieder, Los Angeles

Warum San Francisco Nestlé und andere Junkfood-Konzerne verklagt
Coca-Cola, Ketchup und Mars Erstmals zieht eine US-Stadt gegen Hersteller hoch verarbeiteter Lebensmittel vor Gericht.

«Auch eine kaputte
Uhr liegt zweimal
amTag richtig.»

David Chiu
San Franciscos Staatsanwalt
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Die Goldvreneli werden in edlen Etuis und mit nummerierter Etikettierung geliefert. Foto Franziska Rothenbühler

Quentin Schlapbach

Es gibt kaum ein Geschäft, bei
dem sich in so kurzer Zeit so
grosse Gewinne erzielen lassen
wie mit dem Handel von Son-
dermünzen des Bundes. Mehr-
mals im Jahr gibt die Eidgenös-
sische Münzstätte (Swissmint)
speziell geprägte Sammelstücke
heraus, die im eigenen Online-
shop verkauft werden. Die Mün-
zen sind aus edlen Metallen wie
Gold, Silber oder Platin undwer-
den jeweils zum Herstellungs-
preis und in begrenzter Auflage
verkauft. Das führt zu einemAn-
sturm, ähnlichwie bei begehrten
Tickets vonKonzerten oderFuss-
ballspielen: Weil die Nachfrage
oft viel grösser ist als das Ange-
bot, können dieMünzen auf dem
Sekundärmarkt für ein Vielfa-
ches des Ausgabepreises weiter-
verkauft werden.

Das wohl beste Beispiel dafür
ist die «100 Jahre 100-Franken-
Vreneli»-Münze,die am1. Juli die-
ses Jahres auf denMarkt kam.Die
auf 2500 Stück limitierte Ausga-
be wurde damals für 3500 Fran-
ken pro Münze im Onlineshop
von Swissmint verkauft. Auf der
Auktionsplattform Ricardo wird
das «Spezial-Vreneli» derzeit
für Preise zwischen 12’000 und
25’000 Franken gehandelt.

Bei diesen Gewinnaussichten
erstaunt es nicht, dass der An-
sturm bereits am Tag des Ver-
kaufs riesengross war. Swiss-
mint traf imVorfeldmit demBun-
desamt für Informatik und dem
externen Serverbetreiber Mass-
nahmen, umdie Kapazitäten des
Onlineshops zu erhöhen.DerVer-
kaufsstartwarum9Uhrmorgens
angesetzt. Aber bereits 45 Minu-
ten vor dem Start brach der On-
lineshop zusammen.Das System
blieb auch um 12.30 Uhr schwer
gestört – dannwarendieMünzen
bereits ausverkauft.

Die Folge war ein totales Cha-
os. Nicht nur gingen Hunder-
te Sammler leer aus – wegen der
StörungenwurdederBestanddes
Webshops auch fürkurze Zeit als
zu hoch ausgewiesen. Das führ-
te dazu, dass rund 150 Münzen
verkauftwurden, die es gar nicht
gab. Diese Bestellungen musste
Swissmint nachträglich stornie-
ren.Mehrere Betroffene reichten
in Folge Strafanzeige bei derBun-
desanwaltschaft (BA) ein,weil sie
eine gezielte Manipulation des
Webshops vermuteten.

Die BA machte Abklärungen,
stellte das Verfahren jedoch ein.
Beim Bundesstrafgericht in Bel-
linzona sind Beschwerden gegen
diese Einstellung hängig.

Swissmint ist Teil der Eid-
genössischen Finanzverwaltung
(EFV), diewiederumTeil von Ka-
rin Keller-Sutters Finanzdepar-
tement ist. Unabhängig von den
strafrechtlichenUntersuchungen
leitete die EFV im Nachgang des
«Goldvreneli-Desasters» eine ei-
gene Aufarbeitung ein. Der Be-
richt dieser Untersuchung liegt
mittlerweile vor.

Die EFV kommt zum Schluss,
dass der Webshop zusammen-
brach, weil die bereitgestellten
Serverkapazitäten trotz angekün-
digtem «Upscaling» viel zu tief
dimensioniert waren. Auch wur-
de die Störung beimexternenBe-
treiber nicht korrekt erfasst. Das

führte dazu, dass der eigentliche
Ernst derSituationviel zu spät er-
kanntwurde.Eine direkte Schuld
wird keinem der Beteiligten zu-
geschrieben.Die EFV spricht von
einem«System- undProzessver-
sagen» undnicht von individuel-
lem Fehlverhalten.

Eine der Konsequenzen ist
aber dennoch, dass Mitarbeiten-
devonSwissmint undderEFVbei
gewissen Sondermünzen-Verga-
ben ab sofort nichtmehr teilneh-
menkönnen.«DerAusschluss gilt
fallweise, nicht generell», sagt
EFV-SprecherMichael Girod. Bei
gewöhnlichen Sondermünzen ist
der Erwerb für den persönlichen
Gebrauchweiterhin erlaubt. «Ein
Ausschluss kann jedoch bei be-
stimmten Ausgaben ausgespro-
chenwerden,umsicherzustellen,
dass kein Anschein einer Bevor-
zugung entsteht.» Das sei insbe-
sondere bei Sondermünzen der
Fall,womit einer erwarteten ho-
hen Marktnachfrage gerechnet
werde oder bei der es nur eine
kleine Auflage gebe, so Girod.

Der Fall «Ronnie_75»
Mit dieser Massnahme reagiert
die EFVauf eine Kritik, die in der
Numismatik-Szene bereitsmehr-
fach geäussert wurde, nämlich
dass Bundesangestellte bei der
Vergabe von Sondermünzen be-
vorteilt würden. Dafür gab es
in der Vergangenheit ganz kon-
kreteAnhaltspunkte.Ausgerech-
net Ronnie Mocker, der Chef von
Swissmint, versteigerte 2022 auf
Ricardo unter dem Pseudonym
«Ronnie_75» selbst eine Mün-
ze, die er für 800 Franken kauf-
te und wenige Tage später für
2500 Frankenweiterverkaufte.

Mocker betonte zwar damals
im «Blick», dass ermit demHan-
del gegen kein Gesetz und kei-
ne internen Richtlinien verstos-
sen habe. Dennoch sehe er ein,
dass es sich um ein falsches Sig-

nal handle. Er spendete die rund
1700 Franken Gewinn derKrebs-
hilfe. Von seinem Arbeitgeber
gab es keineweitere Disziplinar-
massnahme.

Nach dem Goldvreneli-Skan-
dal wurde in der Numismatik-
Szenewiederumgemunkelt, dass
Bundesangestellte den grossen
Reibach gemacht haben sollen.
Das sei – zumindest in Bezug
auf die EFV – aber nicht der Fall,
sagt Girod. «Mitarbeitende der
EFVund der Swissmint verfügen
überkeine Sondermünze aus der
100-Jahre-100-Franken-Vreneli-
Ausgabe», stellt der EFV-Spre-
cher klar. Man könne aber nicht
überprüfen, obBundesangestell-
te aus anderenÄmtern imOnline-
shop eine Münze gekauft haben.

Neues Vergabeverfahren?
Kritik löste in derSzene auch aus,
dass Swissmint 27 zertifizierte
Händler bei der Herausgabe von
Sondermünzen seit Jahren be-
vorteilt. Diese können jeweils im
Vorfeld je dreiMünzen einerneu-
en Serie kaufen. Somit waren 81
der 2500 Goldvreneli bereits vor
demVerkaufsstart am 1. Juli weg.

Dieses Privilegwollen dieVer-
antwortlichen des Bundes nun
ebenfalls überdenken.Auchwird
der aktuelleVerkaufsprozess, der
nach dem First-come-first-ser-
ved-Prinzip funktioniert, hinter-
fragt. Der Bund will prüfen, ob
derVerkauf stattdessen auch im
Rahmen eines Auktionsverfah-
rens durchgeführtwerden kann.
Das hätte jedoch zur Folge, dass
Münzensammler mit kleinem
Budget kaum mehr die Aussicht
auf exklusive Exemplare hätten.

Derzeit liegt in dieser Fra-
ge noch kein Entscheid vor. Bis
zumnächstenVerkauf dernächs-
ten limitierten Sondermünze,
die vergleichbar mit «100 Jah-
re 100-Franken-Vreneli» ist, soll
derEntscheid abergefälltwerden.

Finanzangestellte dürfen keine
Sondermünzenmehr kaufen
Nach Goldvreneli-Skandal Die Eidgenössische Finanzverwaltung hat aus der missglückten
Vergabe von Swissmint-Sammelstücken vonMitte Jahr erste Konsequenzen gezogen.

Im Bericht der
Finanzverwaltung
ist nicht von
individuellem
Fehlverhalten
die Rede.

Ausgerechnet eine Lieblings-
feindin der SVP wird die Euro-
pa-Debatte im Parlament mit-
prägen: Die Baslerin Sibel Arslan
von den Grünenwird ab 1. Janu-
ar die neue Präsidentin derAus-
senpolitischen Kommission des
Nationalrats (APK-N).Als Befür-
worterin der europäischen Ver-
trägewird sie die Beratungen des
neuen EU-Pakets imNationalrat
organisieren. Arslan ist auch Vi-
zepräsidentin der Europäischen
Bewegung Schweiz und sass im
Komitee der gescheiterten Euro-
pa-Initiative.

Als Präsidentin derAPK-N be-
reitet sie die Sitzungen vor, lei-
tet sie und vertritt die Kommis-
sion nach aussen. Arslan sagt:
«Es ist mir eine Ehre, diese Rolle
im Interesse unseres Parlaments
zu übernehmen – und ich freue
mich darauf.»

Auch im Ständerat wird mit
demGenfer SP-MannCarlo Som-
maruga ein Politiker die APK
und damit die Europa-Diskus-
sion führen, der dezidiert links
und proeuropäisch denkt.

In SVP-Kreisen ist man nicht
erfreut darüber. Man stört sich
am «Linksdrall» der beiden.Ars-
lan war schon mehrfach Ziel-
scheibe des Aargauer SVP-Nati-
onalratsAndreas Glarner, zuletzt
imWahlkampf 2024, als Glarner
ein Deepfake-Video von Arslan
herstellen liess.

Sibel Arslan? RiskanteWahl,
finden selbst EU-Freunde
Selbst unter Europa-Freunden
gibt es die Befürchtung, dass ins-
besondere Arslan für die ohne-
hin hochemotionale EU-Debat-
te eine taktisch unklugeWahl sei,
weil sie als Feindbild der SVPgel-
te. Offiziell äussernwill sich nie-
mand. Die grüne Fraktionsche-
fin Aline Tredeweist darauf hin,
dass die Kommissionspräsidien
turnusgemässwechseln und alle
Parteien nach ihrer Grösse be-
rücksichtigt würden.

Tatsächlich ist die parteipoliti-
sche ZusammensetzungderAPK-
Präsidien seit längerem festgelegt
und die links-grüne Kombinati-
on ein Zufall. Letztes Jahr waren
beideAPKs in bürgerlicherHand.
Sommaruga sagt, man dürfe die
Rolle auch nicht überschätzen.
Seine Aufgabe sei es zu schauen,
dass die Kommission sich nicht
einseitig informieren lasse – son-
dern dass Experten aus dem EU-
freundlichen und dem EU-kriti-
schenLagerausgewogen zuWort
kämen. Als APK-Präsident sei er
bei öffentlichen Auftritten der
Mehrheitsmeinungverpflichtet –
und nicht seiner eigenen.

Es ist erst seit kurzem bekannt,
dassdie beidenAussenpolitischen
Kommissionen federführend sein
werdenbei derBeratungderneu-
en EU-Verträge. Das gesamte so-
genannte Stabilisierungspaket –
also die Erweiterung der Perso-
nenfreizügigkeit etwa oder die
institutionellen Fragen wie die
dynamische Rechtsübernahme
oder die Streitbeilegung – wird
von den APKs vorberaten. Die
drei neuenAbkommen zu Strom,
Lebensmittelsicherheit und Ge-
sundheit werden von drei an-
deren Kommissionen behandelt.

SVPwechselt für die APK
Spitzenpersonal ein
Die APK ist gewöhnlich nicht die
Wunschkommission der politi-
schen Schwergewichte. Als be-
deutender und prestigeträchti-
ger gilt im Bundeshaus etwa die
Wirtschaftskommission.Die SVP
hat nun bereits begonnen, füh-
rende Europa-Politiker in die
APKeinzuwechseln.Ab dem 1. Ja-
nuarwird Asyl- undMigrations-
chef Pascal Schmid anstelle des
Tessiners Piero Marchesi in der
APK sitzen.

Man rechnet im Bundeshaus
damit, dass auch Magdalena
Martullo-Blocher bei den APK-
Sitzungen zu den EU-Verträ-
gen anwesend sein wird. Das ist
möglich,weil sich Kommissions-
mitglieder für einzelne Sitzun-
gen von Parteikollegen vertreten
lassen können. Die SVPwill sich
dazu nicht äussern – zumal noch
nicht einmal klar sei, inwelchem
Rat die EU-Verträge zuerst be-
handelt würden.

Das ist eine Frage, über die im
Bundeshaus gerade hart verhan-
delt wird. Sowohl der Stände-
wie auch der Nationalrat möch-
ten die Verträge als Erste be-
handeln. Dem Erstrat ist nicht
nurAufmerksamkeit gewiss – er
kann auch den Ton der Debatte
setzen und dasTempovorgeben.
Die Befürworter im Nationalrat
möchten vorwärtsmachen und
die EU-Verträge unbedingt vor
den nächstenWahlen im Herbst
2027 vom Stimmvolk absegnen
lassen.Das sei ambitioniert, aber
möglich, finden sie. Das Wich-
tigste sei, möglichst schnell in-
stitutionell geregelte Beziehun-
gen mit der EU zu haben.

Insbesondere im Ständerat
gibt es hingegen starke Stim-
men, die sich mehr Zeit für
das EU-Dossier nehmen wollen
– und welche mindestens die
EU-Volksabstimmung erst 2028
durchführen möchten.

Anja Burri

Zwei SVP-Feindbilder
prägen EU-Debatte mit
Machtkampf ums Europa-Dossier Sibel Arslan
und Carlo Sommaruga spielen zentrale
Rollen im Parlament. Das stört die SVP.

Sie präsidieren 2026 die APKs: Nationalrätin Sibel Arslan (Grüne)
und Ständerat Carlo Sommaruga (SP). Fotos: Keystone /Marie-Lou Dumauthioz


